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Entwurf der Landesregierung für ein Gesetz zur Änderung des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes Sachsen-Anhalt 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

die Landesregierung hat am 18. 9. 2018 den Entwurf für ein Gesetz zur Änderung des Behin-
dertengleichstellungsgesetzes Sachsen-Anhalt (zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/2102 
des europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2016 über den barrierefreien Zu-
gang zu den Websites und mobilen Anwendungen öffentlicher Stellen) beschlossen, der ein-
schließlich Begründung beigefügt ist (s. Anlage). Wir haben unter äußerst knapper Fristset-
zung Gelegenheit zur Stellungnahme erhalten.  

Soweit aus Ihrer Sicht Anregungen, Hinweise oder Bedenken vorzutragen sind, bitten wir 
um Mitteilung bis zum 

10. Oktober 2018. 

Nach erster Durchsicht des Gesetzentwurfes ist auf Folgendes hinzuweisen: 

1. Allgemeines 

Die Richtlinie (EU) 2016/2102 vom 26. 10. 2016 ist am 23. 12. 2016 in Kraft getreten (ABl. 
L 327, Seite 1). Zweck der Richtlinie ist es, digitale Produkte und Dienstleistungen für Men-
schen mit Behinderungen besser zugänglich zu machen. Die Umsetzung in nationales Recht 
hätte bis spätestens 23. 9. 2018 erfolgen müssen.  
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Mit dem vorgelegten Gesetzentwurf soll diese Umsetzung nunmehr erfolgen. Darüber hinaus 
soll der Beschluss des Landtages vom 21. 6. 2018 zur Schaffung einer Landesfachstelle für 
Barrierefreiheit (Drs. 7/3086) umgesetzt werden. Danach ist die Landesregierung gebeten, ein 
Konzept zur Schaffung einer Landesfachstelle für Barrierefreiheit zu erarbeiten und dieses, 
beginnend mit dem Haushaltsjahr 2019, finanziell zu untersetzen.  

2. Inhaltliche Schwerpunkte 

 Der Anwendungsbereich des Behindertengleichstellungsgesetzes Sachsen-Anhalt (BGG 
LSA) sollen neben den bereits heute verpflichteten öffentlichen Stellen (hierzu gehören 
auch die Kommunen) auf weitere sonstige Einrichtungen erstreckt werden (§ 16).  

 Die Pflicht zur barrierefreien Gestaltung soll über die Internetportale und Internetangebote 
(Websites) hinaus auch auf mobile Anwendungen und die für die Beschäftigten bestimm-
ten Angebote im Intranet erweitert werden. Dabei soll die bisherige Möglichkeit einer 
schrittweisen Anpassung entfallen. Für Schulen und Kindertageseinrichtungen ist eine 
Ausnahme vorgesehen. Ebenso für öffentliche Stellen, soweit sie durch eine barrierefreie 
Gestaltung unverhältnismäßig nach den Kriterien des Art. 5 der Richtlinie (EU) 
2016/2102 belastet würden (§ 16 a).  

 Die vom Anwendungsbereich betroffenen Stellen sollen verpflichtet werden, eine Erklä-
rung zur Barrierefreiheit ihrer Websites und mobilen Anwendungen zu veröffentlichen. 
Die Erklärungen müssen die Möglichkeit enthalten, elektronisch Kontakt aufzunehmen, 
um bestehende Barrieren melden und Fragen stellen zu können (Feedback-Mechanismus). 
Sie müssen ferner eine Information zum Durchsetzungsverfahren der und eine Verlinkung 
zur geplanten neuen Ombudsstelle enthalten (§ 16 b).  

 Die öffentlichen Stellen sollen verpflichtet werden, alle drei Jahre, erstmals zum 30. 3. 
2021, der neu zu schaffenden Landesfachstelle für Barrierefreiheit als Überwachungsstelle 
Bericht über den Stand der Barrierefreiheit der Websites und mobilen Anwendungen ein-
schließlich der Angebote im Intranet zu erstatten (§ 16 c).  

 Bei der neu zu schaffenden Landesfachstelle für Barrierefreiheit soll eine Ombudsstelle 
eingerichtet werden, die für die Durchsetzungsverfahren nach der genannten Richtlinie zu-
ständig wäre (§ 16 d).  

 Durch eine Verordnungsermächtigung soll die Landesregierung u. a. ermächtigt werden, 
die technischen Standards zur barrierefreien Gestaltung und dem Zeitpunkt, ab dem diese 
verbindlich anzuwenden sind, die konkreten Anforderungen an die Erklärung zur Barrie-
refreiheit, aber auch die konkreten Anforderungen an die Berichterstattung über den Stand 
der Barrierefreiheit, festzulegen (§ 16 e).  

 Die Landesfachstelle für Barrierefreiheit soll bei der Unfallkasse Sachsen-Anhalt unter 
Erstattung der für die Aufgabenwahrnehmung entstehenden Kosten eingerichtet werden (§ 
17 a).  

3. Mehrbelastungen 

Die Begründung des Gesetzentwurfes befasst sich auch mit den Kostenfolgen. Danach wird 
für die Umsetzung der neuen Standards zur barrierefreien Umgestaltung von Websites und 
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mobilen Anwendungen landesweit mit Kosten in Höhe von 5.000 Euro je Internetauftritt (ins-
gesamt 1,35 Mio. Euro), für die Erstellung der Erklärung zur Barrierefreiheit mit einem Auf-
wand von landesweit 7.100 Euro, für die Umsetzung des geplanten Feedback-Mechanismus 
mit einem landesweiten jährlichen Aufwand in Höhe von rd. 39.000 Euro sowie für die 
Durchführung der Ombudsverfahren mit landesweit jährlichen Kosten in Höhe von 19.000 
Euro gerechnet. Hinzu kommen die Kosten für die erstmalig vom Anwendungsbereich neu 
erfassten Stellen mit 15.000 Euro je Internetauftritt, insgesamt 84.000 Euro.  

Im Hinblick auf die vorgesehenen Umsetzungsfristen nach der genannten EU-Richtlinie wür-
den sich die Aufwendungen voraussichtlich auf die Kalenderjahre 2019 - 2021 verteilen.  

Dem Gesetzentwurf fehlt jedoch die nach Art. 87 Abs. 3 LVerf LSA erforderliche Regelung 
zum konnexitätsgerechten Mehrbelastungsausgleich.  

Unabhängig davon sind die vom federführenden Ministerium für Arbeit, Soziales und Integra-
tion ermittelten Kosten (s. Begründung) bislang im Einzelnen nicht nachprüfbar dargelegt 
worden.  

Mit freundlichen Grüßen 

Heiko Liebenehm 
Erster Beigeordneter 

Anlage 


